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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD  
 
 
NRW muss funktionieren! Verlässlichen Ganztag an Förderschulen sicherstellen: Mehr 
Fachkräfte für Bildung, Betreuung und Teilhabe an Schulen mit Förderschwerpunkt 
„Geistige Entwicklung“ und „Körperlich-motorische Entwicklung“ 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Der gebundene Ganztag an Förderschulen mit dem Schwerpunkt Geistige Entwicklung sowie 
Körperlich-motorische Entwicklung ist in Nordrhein-Westfalen derzeit nicht verlässlich umsetz-
bar. Obwohl die Betreuung im gebundenen Ganztag bis 15:30 Uhr vorgesehen ist1, kommt es 
regelmäßig zu Ausfällen, die nicht systematisch dokumentiert werden. Stattdessen liegen le-
diglich Rückmeldungen von Eltern vor, wie etwa eine Zuschrift aus dem Januar, die auf erheb-
liche Einschränkungen hinweist. 
 
Zentraler Grund für diese Ausfälle ist der anhaltende Fachkräftemangel. Kurzfristige Ausfälle 
werden entweder improvisiert kompensiert – was zur Überlastung der verbleibenden Lehr-
kräfte führt – oder resultieren in ganztägigen Unterrichtsausfällen ganzer Klassen. Gerade in 
einer Schulform, die auf Beziehungsarbeit, verlässliche Strukturen und Kontinuität angewiesen 
ist, gefährdet diese Situation die Qualität der sonderpädagogischen Förderung erheblich. Die 
verbleibenden Sonderpädagoginnen und Sonderpädagogen versuchen, den Mangel durch 
Mehrarbeit und flexible Vertretungslösungen aufzufangen – oft über ihre Belastungsgrenzen 
hinaus. 
 
Besonders alarmierend ist die demografische Entwicklung: In der Antwort der Landesregie-
rung auf die Große Anfrage 26 ist zu entnehmen, dass ein signifikanter Teil der Sonderpäda-
goginnen und Sonderpädagogen kurz vor dem Ruhestand steht.2 Ohne gezielte Maßnahmen 
zur Fachkräftegewinnung droht eine dramatische Verschärfung der Situation – mit tiefgreifen-
den Folgen für die Bildungsqualität und Betreuungsstabilität. Für berufstätige Eltern bedeutet 
der Ausfall eine massive Erschwernis der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, insbesondere 
bei Kindern mit einem hohen Bedarf an Struktur und Verlässlichkeit. 
 
In diesem angespannten System übernehmen Fachlehrerinnen und Fachlehrer bereits heute 
zentrale Aufgaben der sonderpädagogischen Versorgung und zur Qualitätsentwicklung schu-
lischer Bildungsarbeit. Sie verfügen über eine einschlägige Vorqualifikation – etwa als Sozial-
pädagogin oder Sozialpädagoge, Ergotherapeutin oder Ergotherapeut oder in einem anderen 
pädagogischen, sozialpflegerischen oder therapeutischen Beruf – und absolvieren eine 18-
monatige berufsbegleitende Fachlehrerausbildung, die sie zu eigenständiger Arbeit im Bereich 

 
1 https://bass.schule.nrw/185.htm  
2 https://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-10832.pdf 
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sonderpädagogischer Förderung qualifiziert.3 Obwohl zahlreiche Fachlehrkräfte nachweislich 
deutlich über die formalen Anforderungen hinaus eigenverantwortlich unterrichten und teils 
sogar eigenständig sonderpädagogische Förderschwerpunkte vertreten, sieht das Ministerium 
für Schule und Bildung bislang keinen Anlass, die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Fachlehrinnen und Fachlehrer (APO FLFS) zu überarbeiten.4 
 
Der zunehmende Personalmangel im sonderpädagogischen Bereich setzt das Schulsystem 
massiv unter Druck und führt dazu, dass Fachlehrerinnen und -lehrer immer häufiger Aufgaben 
übernehmen müssen, die ursprünglich ausgebildeten Sonderpädagoginnen und -pädagogen 
vorbehalten sind. In der Praxis werden sie damit zunehmend zu Lückenfüllern in einem über-
lasteten System. Gleichzeitig sind laut der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage 
Drucksache 18/10185 rund zwanzig Prozent der Fachlehrerstellen unbesetzt – eine alarmie-
rende Zahl, die die strukturelle Schieflage weiter verschärft. Diese unbesetzten Stellen ver-
deutlichen nicht nur den bestehenden Personalmangel, sondern auch die Notwendigkeit, mehr 
Ausbildungsplätze für Fachlehrerinnen und Fachlehrer anzubieten. 
 
Eine angemessene finanzielle und institutionelle Anerkennung der tatsächlichen Leistungen 
von Fachlehrinnen und -lehrer ist daher dringend geboten. Sie könnte nicht nur die Motivation 
und Bindung bestehender Fachkräfte stärken, sondern auch die Gewinnung neuer qualifizier-
ter Kräfte erleichtern. Dies wäre ein entscheidender Schritt zur Stabilisierung des Ganztags-
betriebs, der aktuell unter dem eklatanten Personalmangel besonders leidet. 
 
Trotz ihrer hohen praxisnähe, der Übernahme komplexer Aufgaben und der wachsenden Ver-
antwortung erfolgt die Eingruppierung von Fachlehrerinnen und Fachlehrern an Förderschulen 
in Nordrhein-Westfalen im Eingangsamt überwiegend in die Besoldungsgruppen A9 bzw. E9a 
– und das mit wenig Beförderungsperspektive. Diese strukturelle Unterbewertung steht in 
deutlichem Widerspruch zur gelebten Realität an vielen Förderschulen, wo Fachlehrerinnen 
und Fachlehrer längst Aufgaben erfüllen, die ursprünglich für ausgebildete Sonderpädagogin-
nen und -pädagogen vorgesehen waren. 
 
Dabei bestehen rechtlich keine Hindernisse für eine angemessenere Vergütung. Andere Bun-
desländer wie Bayern, Sachsen-Anhalt und Baden-Württemberg zeigen, dass eine Eingrup-
pierung im Eingangsamt nach A10 durchaus möglich ist – vorausgesetzt, Aufgabenwahrneh-
mung, Qualifikation und Verantwortung rechtfertigen dies. Auch das nordrhein-westfälische 
Landesbesoldungsgesetz (§ 25 LBesG NRW, „Sonderlaufbahn“) sieht ausdrücklich vor, dass 
eine höhere Besoldung zulässig ist, wenn die Tätigkeit dies begründet. Diese Regelung bietet 
die rechtliche Grundlage, um Fachlehrerinnen und Fachlehrer an Förderschulen entsprechend 
ihrer tatsächlichen Leistung mindestens in A10 einzugruppieren – ein längst überfälliger 
Schritt, um ihre Rolle im System zu stärken und die dringend benötigte Fachkräftegewinnung 
zu unterstützen. 
 
Vertreterinnen und Vertreter der betroffenen Berufsgruppe fordern daher nicht nur eine ge-
rechtere Besoldung, sondern auch eine Überarbeitung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
(z. B. Änderung der APO FLFS), die tatsächliche Aufgabenwahrnehmung besser abbildet. 
Dies würde zugleich die Motivation und Berufszufriedenheit stärken und könnte zur dringend 
benötigten Fachkräftegewinnung beitragen. 
 
Die strukturelle Überlastung für Eltern setzt sich in den Schulferien fort: Ein bedarfsgerechtes 
Ferienbetreuungsangebot ist für Kinder mit dem Förderschwerpunkten Geistige Entwicklung 

 
3 https://www.bra.nrw.de/bildung-schule/lehrkraeftebildung/ausbildung-von-lehrkraeften/ausbildung-
zur-fachlehrkraft-foerderschulen/einstellungsvoraussetzungen 
4 https://landtag.nrw.de/portal/WWW/dokumentenarchiv/Dokument/MMD18-10185.pdf 
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und Körperlich-Motorischen Entwicklung vielfach nicht verfügbar. Besonders Kinder mit kom-
plexen oder mehrfachen Behinderungen werden durch bestehende Angebote oft nicht erreicht. 
Die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe sind personell und konzeptionell kaum auf diese 
Zielgruppe vorbereitet. 
 
Auch in der Ferienzeit wären Fachlehrerinnen und Fachlehrer mit ihrer Qualifikation eine denk-
bare Ressource – doch fehlen bisher tragfähige rechtliche und finanzielle Rahmenbedingun-
gen für deren Einsatz außerhalb des regulären Schulbetriebs. Hinzu kommen organisatorische 
und finanzielle Hürden, etwa bei Transport und individueller Assistenz. Die Folge: Eltern – 
meist Mütter oder Alleinerziehende – müssen Betreuung in Eigenregie leisten, was zu berufli-
chen Nachteilen und gesundheitlicher Überlastung führt. 
 
Insgesamt führt die unzureichende Betreuungssituation zu einer strukturellen Benachteiligung 
von Familien mit Kindern und Jugendlichen mit geistiger Behinderung. Sie erschwert nicht nur 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sondern verletzt auch das Recht der Kinder auf gleich-
berechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben!  
 
Die drei Problemfelder – Unterrichtsausfall, unterbewertete Fachlehrinnen und Fachlehrer und 
unzureichende Ferienbetreuung – hängen somit unmittelbar miteinander zusammen: Der 
Fachkräftemangel in der sonderpädagogischen Förderung gefährdet nicht nur den regulären 
Schulbetrieb, sondern auch die Verlässlichkeit des Ganztags und die Möglichkeit inklusiver 
Betreuung über das Schuljahr hinaus. Eine nachhaltige Lösung kann nur gelingen, wenn alle 
drei Aspekte gemeinsam adressiert werden. 
 
II. Der Landtag stellt fest: 
 
1. Der Unterrichtsausfall an den Förderschulen GG und KME wird nicht strukturell als Un-

terrichtsverkürzung vom Land dokumentiert.  
2. Der ad hoc Unterrichtsausfall an den Schulen stellt Schülerinnen und Schüler sowie de-

ren Eltern vor immense organisatorische und bildungspolitische Herausforderungen im 
Schulalltag. 

3. Die Fachlehrerinnen und -lehrer an Förderschulen übernehmen eine wichtige Rolle im 
Schulalltag und tragen maßgeblich zur Förderung von Schülerinnen und Schülern mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf bei. 

4. Die derzeitige Besoldung von Fachlehrerinnen und Fachlehrern an Förderschulen in 
NRW wird ihrer Qualifikation, Verantwortung und tatsächlichen Aufgaben nicht gerecht. 
Im Ländervergleich besteht ein erheblicher Nachholbedarf. 

5. Eine juristische Aufwertung in eine höhere Besoldungsgruppe im Eingangsamt – insbe-
sondere A10 – ist rechtlich möglich und wird auch in anderen Bereichen des öffentlichen 
Dienstes über Sonderlaufbahnen gemäß § 25 Landesbesoldungsgesetz NRW prakti-
ziert. 

6. Die Ausbildung und die formalen rechtlichen Rahmenbedingungen (z. B. APO-FLFS) bil-
den die tatsächlichen Aufgaben von Fachlehrkräften nicht realistisch ab. Eine rechtliche 
Anpassung ist erforderlich. 

7. Der Fachkräftemangel bei Fachlehrerinnen und Fachlehrern an Förderschulen gefährdet 
die Unterrichtsversorgung. Ohne strukturelle Attraktivitätssteigerungen wird sich die Per-
sonallage weiter verschärfen. 

8. Die Betreuung während der Ferien stellt Eltern von Kindern und Jugendlichen vor im-
mense Herausforderungen. Die Finanzierung der Angebote ist nicht ausreichend und 
häufig nicht wohnortnah als inklusives Ferienangebot der Kommunen. 
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III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
1. Die strukturellen Unterrichtsverkürzungen im Land NRW an Förderschulen Schwerpunkt 

GG und KME statistisch zu erheben und dadurch Transparenz des Ganztagsanspruches 
zu erzielen.  

2. Die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Fachlehrerinnen und Fachlehrer an Förder-
schulen (APO-FLFS) zu überarbeiten, mit dem Ziel, die tatsächliche Eigenverantwortung 
und unterrichtsnahe Arbeit rechtlich abzubilden; 

3. Die Einstiegsbesoldung von Fachlehrkräften an Förderschulen kurzfristig auf A10 anzu-
heben, um der Verantwortung, Qualifikation und tatsächlichen Tätigkeit der Fachlehr-
kräfte gerecht zu werden; 

4. Die Ausbildungsplätze für Fachlehrerinnen und Fachlehrern an Förderschulen deutlich 
zu erweitern, so dass landesweit mehr Fachlehrer*innen ausgebildet werden können, 
um alle Stellen zu besetzen 

5. Ein transparentes und regelmäßig aktualisiertes Stellenmonitoring zu etablieren, das 
Fachlehrkräfte-Stellen nach Schulform, Förderschwerpunkt und Bezirksregierung diffe-
renziert darstellt; 

6. Dem Landtag im Rahmen der Haushaltsberatungen 2026 ein Konzept zur schrittweisen 
Umsetzung der genannten Maßnahmen vorzulegen, inklusive einer Darstellung der 
haushälterischen Auswirkungen und eines realistischen Zeitplans 

7. Die derzeit bestehenden beiden Beförderungsämter für Fachlehrerinnen und Fachlehrer 
zu erhalten und nach der Eingangsbesoldung mit A10 dann entsprechend auf A11 und 
A12 anzuheben. 

8. Die Bereitstellung verlässlicher, wohnortnaher und inklusiver Ferienbetreuung für Schü-
lerinnen und Schülern mit geistigen und körperlichen Behinderungen strukturell abzusi-
chern, um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Eltern zu verbessern und die Teil-
habe der Kinder zu gewährleisten; 

9. Die Finanzierung von Ferienangeboten an Förderschulen und in kommunalen Strukturen 
bedarfsgerecht auszugestalten, insbesondere unter Berücksichtigung der erhöhten An-
forderungen an Beförderung, Pflege und Assistenz; 

10. Eine ressortübergreifende Koordination zwischen dem Ministerium für Schule und Bil-
dung (MSB) und dem Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und 
Integration (MKJFGFI) zu etablieren, um die Umsetzung der Ganztagsgarantie auch in 
den Ferienzeiten sicherzustellen; 

11. Dem Landtag im Rahmen der Haushaltsberatungen 2026 eine Bedarfsanalyse und ein 
Finanzierungskonzept für inklusive Ferienbetreuung vorzulegen, inklusive einer Darstel-
lung der haushälterischen Auswirkungen und eines Zeitplans zur Umsetzung. 

 
 
 
Jochen Ott 
Ina Blumenthal 
Dr. Dennis Maelzer 
Silvia Gosewinkel  
Dilek Engin 
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